
Anlage 2 
 

Begründung 
 

zur 6. Änderungssatzung 
 
 
 
 
Zu § 1 Nr. 1 (Inhaltsübersicht): 
Die Änderungen in der Inhaltsübersicht sind Folgeänderungen zu Nr. 8, 18 und 19. 
 
Zu § 1 Nr. 2 (§ 3 Absatz 1 Satz 3): 
Durch die Streichung des Satzes 3 soll dem Oberbürgermeister/Oberbürgermeisterin die Möglichkeit 
eröffnet werden, bei gleichzeitiger Trennung vom übrigen Finanzvermögen der Stadt, auch den 
jeweiligen Finanzdezernenten bzw. Finanzdezernentin zur stellvertretenden Leitung bestellen zu 
können. 
 
Zu § 1 Nr. 3 (§ 14 Absatz 4): 
Mit dem nunmehr ausdrücklich genannten außerordentlichen Kündigungsrecht soll klargestellt 
werden, dass die Kasse die Möglichkeit hat, bei einem mehr als dreimonatigen Zahlungsverzug des 
Mitglieds außerordentlich zu kündigen. Das Kündigungsrecht besteht bereits dann, wenn das Mitglied 
seine Zahlungsverpflichtungen auch nur teilweise nicht erfüllt. Die Fälligkeit der 
Zahlungsverpflichtungen richtet sich nach § 65 der Satzung. Das außerordentliche Kündigungsrecht 
entspricht der Regelung in § 22 Absatz 3 Satz 2 der VBL-Satzung. 
 
Zu § 1 Nr. 4 (§ 18): 
Mit der Änderung in Absatz 1 wird der Erhöhung der Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung durch das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz Rechnung getragen. Bei der 
Prüfung der Versicherungspflicht wurde bislang darauf abgestellt, ob die/der Beschäftigte vom Beginn 
des Beschäftigungsverhältnisses bis zum 65. Lebensjahr die satzungsrechtliche Wartezeit erfüllen 
konnte. Sofern die/der Beschäftigte die Wartezeit bis zum 65. Lebensjahr nicht erfüllen konnte, war er 
nicht in der Zusatzversorgung zu versichern, da er – abgesehen von den Fällen eines Arbeitsunfalls – 
keine Aussicht hatte, eine Betriebsrente aus der Zusatzversorgung zu erhalten. Die Regelaltersgrenze 
wird in der gesetzlichen Rentenversicherung stufenweise auf das 67. Lebensjahr angehoben (§§ 35 
und 235 SGB VI). Entsprechend der Anhebung der Regelaltersrente erhöht sich auch die Grenze 
nach § 18 Absatz 1 der Satzung. Die Satzungsregelung beruht auf der neuen tarifvertraglichen 
Regelung in § 2 Absatz 1 ATV-K. Entsprechend dem Wortlaut der neuen Regelung ist insoweit nur auf 
die Altersgrenzen für die Regelaltersrente abzustellen und nicht auf die sonstigen Altersgrenzen für 
die anderen Rentenarten (z. B.  Altersrente für langjährig Versicherte, für schwerbehinderte Menschen 
oder für besonders langjährig Versicherte).  
 
Absatz 4 Satz 1 beruht auf der neuen tarifvertraglichen Vorschrift des § 2 Absatz 4 ATV-K. Die 
Regelung bezieht sich auf die Eigenbeteiligung an kapitalgedeckten Anwartschaften. Die 
Tarifvertragsparteien haben von Ihrer Befugnis nach § 17 Absatz 3 BetrAVG Gebrauch gemacht und 
eine von § 1a Absatz 4 BetrAVG abweichende Regelung festgelegt. Nach § 1 Absatz 2 Nr. 4 i. V. m. 
§ 1a Absatz 4 BetrAVG haben Arbeitnehmer den Anspruch, in Zeiten eines fortbestehenden 
Arbeitsverhältnisses ohne Entgeltansprüche die Versicherung durch eigene Beiträge fortzuführen. In § 
2 Absatz 4 ATV-K wird klargestellt, dass diese Fortführung nicht in der Pflichtversicherung erfolgt. Wie 
in Satz 2 im Sinne der besseren Transparenz für die Versicherten klarstellend beschrieben wird, 
besteht natürlich weiterhin die Möglichkeit im Rahmen der freiwilligen Versicherung entsprechende 
zusätzliche Anwartschaften aufzubauen. Damit wird dem Zweck der betriebsrentenrechtlichen 
Regelung Rechnung getragen, auch in entgeltlosen Zeiten weiter Anrechte in der betrieblichen 
Altersversorgung aufzubauen.  
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Zu § 1 Nr. 5 (§ 19 Absatz 1): 
Die Änderung in Buchstaben e ist redaktioneller Art und entspricht der tarifvertraglichen Modifikation 
des Buchstaben f der Anlage 2 zum ATV-K. 
 
Die Neuregelung der in § 19 Absatz 1 Buchstaben f geregelten Fälle von Übergangsversorgungen 
und Übergangszahlungen beruht auf dem Umstieg vom BAT auf den TVöD. Die Änderung entspricht 
der neuen Regelung in Buchstabe g der Anlage 2 zum ATV-K. 
 
Zu § 1 Nr. 6 (§ 21 Absatz 2): 
In § 21 Absatz 2 Satz 2 der Satzung war bislang festgelegt, dass eine beitragsfreie Versicherung mit 
Vollendung des 67. Lebensjahres endet, sofern die Wartezeit nicht erfüllt ist. Die Vorschrift dient der 
Bestandsbereinigung von den Versicherungen, bei denen auch 2 Jahre nach der Regelaltersrente die 
Wartezeit noch nicht erfüllt ist und damit feststeht, dass aus diesen Versicherungen keine Leistungen 
mehr entstehen können. Auf Grund der Anhebung der Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung vom 65. auf das 67. Lebensjahr durch das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz, 
ist auch die Grenze des § 21 Absatz 2 Satz 2 der Satzung um zwei Jahre anzuheben. 
 
Zu § 1 Nr. 7 (§ 22): 
Redaktionelle Änderung aufgrund der Umstellung auf den TVöD, insbesondere den TVAöD.  
 
Zu § 1 Nr. 8 (§ 22a): 
Während der Ausübung des Abgeordnetenmandats ruht das Arbeitsverhältnis. Die Pflichtversicherung 
in der Zusatzversorgung bleibt somit grundsätzlich – zunächst – aufrecht erhalten. Gemäß § 19 
Absatz 1 Buchst. b der Satzung endet die Pflichtversicherung erst, wenn das Parlamentsmitglied eine 
unverfallbare Anwartschaft auf lebenslange Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften (vgl. § 
26 AbgG-Bund) erworben hat. Wenn nach dem Ausscheiden aus dem Parlament keine Anwartschaft 
bzw. kein Anspruch auf Altersentschädigung nach dem AbgG (Bund) bzw. den entsprechenden 
landesgesetzlichen Vorschriften besteht, hat das ehemalige Parlamentsmitglied gemäß § 23 Absatz 3, 
7 und 8 AbgG (Bund) einen – gesetzlichen – Anspruch auf Nachversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung und in der betrieblichen Altersversorgung, also der Pflichtversicherung in der 
Zusatzversorgung.  
 
Mit der Einfügung des § 22a wird dieser Anspruch satzungsrechtlich verankert. Die Regelung 
entspricht § 29 der VBL-Satzung und § 64a MS a. F. 
 
Zu § 1 Nr. 9 (§ 23 Absatz 2): 
Mit der neuen klarstellenden Regelung in Absatz 2 wird den datenschutzrechtlichen Anforderungen für 
die Nutzung von personenbezogenen Daten aus der Pflichtversicherung für die freiwillige 
Versicherung in besonderer Weise Rechnung getragen. 
 
Nach § 4 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) ist die Nutzung personenbezogener 
Daten durch öffentliche Stellen nur zulässig, soweit dies durch Rechtsvorschrift erlaubt ist oder der 
Betroffene eingewilligt hat. Wenn die Kasse Daten, die für die Pflichtversicherung erhoben wurden, für 
personenbezogene Informationen zur freiwilligen Versicherung nutzen will, kann sie sich insoweit nicht 
unbedingt auf die Rechtmäßigkeit der Datenerhebung hinsichtlich der Pflichtversicherung berufen. Aus 
Gründen der Rechtssicherheit ist insoweit eine eigene Rechtsgrundlage erforderlich. Die Nutzung der 
Daten der Pflichtversicherung ist vom Zweck eigentlich auf die Pflichtversicherung beschränkt. Dieser 
Zweck unterscheidet sich vom Zweck der freiwilligen Versicherung. Sofern die Kasse nicht in jedem 
Einzelfall vorab eine Einwilligung des Versicherten einholen will, eröffnet § 4 NDSG auf der Grundlage 
entsprechender Befugnisregelungen in Rechtsvorschriften die Nutzung personenbezogener Daten zu 
regeln. Unter „Rechtsvorschriften“ sind insoweit nicht nur Gesetze, sondern auch 
Rechtsverordnungen, Tarifverträge, Dienst- oder Betriebsvereinbarungen zu verstehen (vgl. Ehmann, 
BDSG, § 4 S. 2 f.). Von daher kann die Befugnis auch durch die Satzung der Kasse eröffnet werden. 
 
Die neue Regelung in § 23 Absatz 2 Satz 1 der Satzung trägt den Anforderungen des 
Datenschutzrechts Rechnung, dass der Umfang der Datennutzung für die Betroffenen klar erkennbar 
sein muss. In Satz 2 wird der Zweck der Datennutzung dargestellt. In Satz 3 wird den Betroffenen 
nochmals ausdrücklich die Möglichkeit des Widerspruchs zur Nutzung der Daten für die freiwillige 
Versicherung eröffnet. 
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Zu § 1 Nr. 10 (§ 35 Absatz 1 Satz 1): 
Die Änderung beruht auf der Änderung der Bezeichnung der gesetzlichen Rechtsgrundlage (vgl. 
BGBl. I S. 2748). 
 
Zu § 1 Nr. 11 (§ 36 Absatz 1): 
Nach der bisherigen Regelung wurde eine Waisenrente gezahlt, wenn die Waise auch in der 
gesetzlichen Rentenversicherung eine Waisenrente erhalten hat. Nach den Regelungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung konnte grundsätzlich bis zum 27. Lebensjahr eine Waisenrente 
bezogen werden. Die gleiche Altersgrenze galt bislang auch im Steuerrecht. 
 
Durch das Steueränderungsgesetz 2007 vom 19. Juli 2006 (BGBl. I. S. 1652) wurde die 
steuerrechtliche Altergrenze in § 32 EStG für die Gewährung von Kindergeld mit Wirkung zum 
1. Januar 2007 vom 27. auf das 25. Lebensjahr abgesenkt. Nach dem Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums vom 17.11.2004 kann eine steuerliche Förderung für die betriebliche 
Altersversorgung nur dann in Anspruch genommen werden, wenn die steuerrechtliche Altersgrenze 
auch für die Versorgungszusage übernommen wird (vgl. dort Rn. 157). Nach der neuen Regelung 
können für Betriebsrenten also künftig nur noch dann steuerliche Förderungen (z.B. die Steuerfreiheit 
nach § 3 Nr. 63 EStG, die Riesterförderung oder die künftige Steuerfreiheit der Umlage nach § 3 Nr. 
56 EStG) in Anspruch genommen werden, wenn die Waisenrente grundsätzlich nur noch bis zum 25. 
Lebensjahr gezahlt wird. Da auch in der Zusatzversorgung diese Förderung beansprucht wird, ist es 
aufgrund steuerrechtlicher Vorgaben erforderlich das allgemeine Höchstalter für Waisenrenten 
entsprechend abzusenken. 
 
Die Absenkung wirkt für alle Waisenrenten, bei denen der Versicherte oder Betriebsrentenberechtigte 
nach dem 30. Juni 2007 verstorben ist (vgl. Nr. 19). Sofern der Versicherte oder 
Betriebsrentenberechtigte in dem Zeitraum zwischen vom 1. Januar und bis zum 30. Juni 2007 
verstorben ist, gilt die Absenkung nur dann, wenn die Pflichtversicherungszusage nach dem 
31.12.2006 erteilt wurde. Diese Einschränkung für die sog. Neuzusagen ist aufgrund steuerrechtlicher 
Vorschriften erforderlich. 
 
Zu § 1 Nr. 12 (§ 38): 
Mit der Neugliederung des § 38 der Satzung wird klargestellt, dass die Versorgungspunkte nicht nur in 
den in Absatz 3 Satz 1 und 2 genannten Fällen, sondern auch bei den übrigen 
Neuberechnungstatbeständen (z.B. bei der Umwandlung einer vollen Erwerbsminderungsrente in eine 
Altersrente) mit den Zurechnungspunkten zu verrechnen sind. Die neue Gliederung entspricht noch 
deutlicher der tarifvertraglichen Systematik in § 11 ATV-K. 
 
Zu § 1 Nr. 13 (§ 39 Absatz 6): 
Nach der bisherigen Regelung der Einkommensanrechnung bei Hinterbliebenenrenten führten höhere 
Hinzuverdienste zu einem vollständigen Ruhen der Betriebsrente. Der BGH hat in seiner 
Entscheidung vom 20. September 2006 (Az.: IV ZR 304/04) festgestellt, dass aufgrund des 
Entgeltcharakters der Zusatzversorgung als betriebliche Altersversorgung ein völliges Ruhen der 
Hinterbliebenenleistungen unzulässig ist. Die in der Zusatzversorgung vorgesehene 
Einkommensanrechnung „genügt der aus Art. 3 Absatz 1 GG resultierenden Anforderung, dem 
überlebenden Ehegatten zumindest einen Rest des vom Verstorbenen erdienten Anspruchs zu 
belassen“ nicht. 
 
Auf Grund dieser Rechtsprechung haben die Tarifvertragsparteien die Ruhensregelung in § 12 Absatz 
6 ATV-K um eine Mindestregelung ergänzt. Danach erhalten Hinterbliebene mindestens 35 % des 
jeweiligen Hinterbliebenenrentenanspruchs ohne die Einkommensanrechnung. Mit der 
Satzungsänderung wird die tarifvertragliche Vorgabe in Satzungsrecht umgesetzt. Im Hinblick auf die 
Entscheidung des BVerwG vom 13. September 2001 (Az.: 2 C 44/00) wonach sogar eine 
Mindestrente bei der Beamtenversorgung von nur 20 % zulässig ist, erscheint die in § 39 Abs. 6 
vorgesehene Mindestrente von 35 % auf jeden Fall angemessen. 
 
Die neue Mindestleistung ist entsprechend dem im Tarifvertrag vorgesehenen Inkrafttreten– 
unabhängig von einem Neuberechnungsfall – auch auf die laufenden Renten ab dem 1. Januar 2007 
anzuwenden.  
 



 4 

Zu § 1 Nr. 14 (§ 42 Absatz 2 Satz 1): 
Aufgrund der Anhebung der Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung vom 65. auf 
das 67. Lebensjahr wurde die tarifvertragliche Altersgrenze für die Beitragserstattung um 2 Jahre auf 
das 69. Lebensjahr heraufgesetzt (§ 24 Absatz 1 ATV-K). Diese tarifvertragliche Vorgabe wird in § 42 
Absatz 2 Satz 1 der Satzung umgesetzt. 
 
Zu § 1 Nr. 15 (§ 62 Absatz 2): 
Im Absatz 2 werden die Ausnahmen von dem allgemeinen Grundsatz geregelt, dass das 
zusatzversorgungspflichtige Entgelt der steuerpflichtige Arbeitslohn ist. Die folgenden 
Satzungsänderungen beruhen auf der Änderung der Anlage 3 zum ATV-K. 
 
Die Änderung in Satz 2 Buchstabe a beruht auf einer entsprechenden Änderung des Buchstaben a 
der Anlage 3 zum ATV-K. Bislang konnten einzelne Bestandteile des Arbeitsentgelt durch Tarifvertrag, 
Betriebsvereinbarung, Dienstvereinbarung oder Arbeitsvertrag von der Berücksichtigung beim 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelt ausgeklammert werden. Mit Bestandteilen des Arbeitsentgelts 
sind insbesondere alle Bestandteile des Arbeitsentgelts gemeint, die wie z.B. Vergütungen für 
Mehrleistungen oder für besondere Arbeitsleistungen zu den Grundbestandteilen des Arbeitsentgelts 
hinzutreten (vgl. Kiefer/Langenbrinck, Betriebliche Altersversorgung im öffentlichen Dienst, § 15 ATV 
Rn. 5.1). Mit der Neuregelung werden die Ausnahmen vom zusatzversorgungspflichtigen Entgelt 
weiter eingeschränkt. Im bisherigen Umfang können Einschränkungen des 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelts nur durch Tarifvertrag auf Bundes-, Landes- oder 
landesbezirklicher Ebene vorgenommen werden. Durch Betriebsvereinbarung, Dienstvereinbarung 
oder Arbeitsvertrag können dagegen nur noch über- und außertarifliche Entgeltbestandteile von der 
Berücksichtigung beim zusatzversorgungspflichtigen Entgelt ausgenommen werden. 
 
Entsprechend der tarifvertraglichen Protokollnotiz zu dieser Änderung des ATV-K gilt die bisherige 
Rechtslage für am 30. Juni 2007 bestehende Vereinbarungen in Tarifverträgen, 
Betriebsvereinbarungen oder Arbeitsverträgen über die Ausnahme von Bestandteilen des 
Arbeitsentgelts aus der Zusatzversorgung in Satz 2 Buchstabe a in der bis zum 1. Januar geltenden 
Fassung fort. 
 
Die Änderungen in Satz 2 Buchstabe f, sowie in den Sätzen 3 bis 5 sind auf geänderte 
Begrifflichkeiten des TVöD zurückzuführen. 
 
Zu § 1 Nr. 16 (§ 69): 
Nach Ansicht des BGH (vgl. Urteile vom 14.6.2006, Az.: IV ZR 54/05 und IV ZR 55/05) lässt sich der 
Satzung nicht hinreichend deutlich entnehmen, ob für einen Besitzstandsrentner bei einem 
Neuberechnungstatbestand nach dem 1. Januar 2002 die Regelungen zur Neuberechnung nach dem 
alten Gesamtversorgungsrecht oder nach dem neuen Recht zum Punktemodell anzuwenden sind. Da 
die Satzung als allgemeine Versicherungsbedingungen im Zweifel zu Lasten des Verwenders 
auszulegen sind, hat der BGH entschieden, dass die bisherigen Regelungen zur Neuberechnung 
maßgebend sind. Dieses Ergebnis entspricht jedoch nicht dem seinerzeitigen Willen der 
Tarifvertragsparteien. Zur Klarstellung haben die Tarifvertragsparteien mit der Änderung des § 30 
Absatz 3 Buchstabe a ATV-K nochmals verdeutlicht, dass insoweit die Regelungen des neuen Rechts 
maßgebend sind. Diese Regelung wird in Absatz 3 Buchstabe a Satz 1 der Satzung übernommen. 
 
Da der BGH zum Ausdruck gebracht hat, dass an die Satzung höhere Anforderungen zu stellen sind 
als an einen Tarifvertrag, wird über die dem Tarifvertrag entsprechende Regelung in Absatz 3 
Buchstabe a Satz 1 der Satzung auch noch eine Klarstellung in Absatz 1 aufgenommen, dass auch 
für Besitzstandsrenten ab dem 1. Januar 2002 grundsätzlich das bisherige Gesamtversorgungsrecht 
nicht mehr gilt. 
 
Mit der Änderung des Absatzes 4 Satz 1 wird klargestellt, dass diese Regelung nur für das Jahr 2001 
gilt. Dies entspricht auch § 32 Absatz 2 Satz 2 ATV-K. Mit dem neuen Satz 2 wird zudem die 
Überführung dieser Fälle in das Punktemodell klarstellend geregelt. 
 
Zu § 1 Nr. 17 (§ 76): 
Auf Grund der Umstellung auf den TVöD musste auch die Besitzstandsregelung für Beschäftigte mit 
einem Entgelt oberhalb der Vergütungsgruppe I BAT angepasst werden. Der neue Grenzwert wurde 
anhand der Differenz zwischen der bisherigen I BAT-Grenze und der neuen Entgeltgruppe 15 
bestimmt. Er beträgt nunmehr das 1,133-fache des Betrages der Entgeltgruppe 15 Stufe 6 TVöD/VKA 
Tarifgebiet West bzw. Tarifgebiet Ost.  
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Zu § 1 Nr. 18 (§ 78): 
Die durch das Steuerrecht bedingte Herabsetzung der Altergrenze für Waisenrenten auf das 25. 
Lebensjahr (vgl. Nr. 11) gilt nach der neuen Regelung des § 78 für die Pflichtversicherung nur in den 
Fällen, bei denen der Versicherte bzw. Betriebsrentenberechtigte nach dem 30. Juni 2007 verstorben 
ist. Ist der Versicherte bzw. Betriebsrentenberechtigte zuvor verstorben, gilt grundsätzlich die 
bisherige Altersgrenze von 27 Jahren. Ist der Versicherte in der Zeit zwischen dem 1. Januar 2007 
und dem 30. Juni 2007 verstorben, gilt die bisherige Altersgrenze aber nur dann, wenn die 
Pflichtversicherung vor dem 1. Januar 2007 begonnen hat. Diese Regelung entspricht der 
tarifvertraglichen Vorgabe des § 36a ATV-K. Sie ermöglicht eine eindeutige Zuordnung, ohne dass in 
allen Fällen eine Bewertung als Alt- bzw. Neuzusage notwendig ist.  
 
Zu § 1 Nr. 19 (§ 79): 
Folgeänderung zu Nr. 18. 
 
Zu § 2 (In-Kraft-Treten): 
Die Änderungen treten grundsätzlich zum 1. Januar 2007 in Kraft.  
 
Damit die Nachversicherung von Abgeordneten für Zeiten seit der Systemumstellung entsprechend 
den satzungsrechtlichen Regelungen erfolgen kann, tritt diese Regelung rückwirkend zum 1. Januar 
2002 in Kraft. 
 
Die klarstellende Neugliederung der Neuberechnung entsprechend der Struktur des ATV-K tritt 
ebenfalls zu diesem Zeitpunkt in Kraft. Dies gilt auch für Neuberechnungen von Besitzstandsrenten. 
 
Entsprechend der tarifvertraglichen Regelung zum Inkrafttreten des 4. Änderungstarifvertrags des 
ATV-K gilt die Erweiterung des Personenkreises, der als Auszubildender unter den 
Anwendungsbereich des TVAöD fällt und damit in der Zusatzversorgung zu versichern ist, erst ab dem 
1. Juli 2007. Dies betrifft die Versicherungspflicht der Altenpflegeschüler. 
 
Auch die neuen Entgeltgrenzen für Versicherte, die im Gesamtversorgungssystem Entgelte oberhalb 
der I-BAT-Grenze erhalten haben, gelten ebenfalls erst ab dem 1. Juli 2007. Aufgrund der nur 
geringfügigen Abweichungen wäre eine rückwirkende Bearbeitung mit einem unverhältnismäßigen 
Aufwand verbunden. Das Inkrafttreten entspricht dem des ATV-K. 
 
Da die Änderungen aufgrund des RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes erst zum 1. Januar 2008 in 
Kraft treten, ist der Verweis auf die Regelung des § 236 SGB VI und die Erhöhung des Höchstalters 
für die Inanspruchnahme der Beitragserstattung ebenfalls erst zu diesem Zeitpunkt notwendig. Die 
Regelungen entsprechen dem Inkrafttreten des 4. Änderungstarifvertrags zum ATV-K.  
 


